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Marx rumort im Uni-Depot
Jena will eine Büste des großen Philosophen wieder aufstellen – bei der CDU läuft man Sturm
Im kommenden Jahr sind vielerorts
Aktivitäten zum200. Geburtstag von
Karl Marx geplant. Das thüringische
Jena, wo Marx 1841 »in absentia«
promoviert wurde, will sich einrei-
hen. Auch wegen der Chinesen.

Von Doris Weilandt, Jena

Gerade jährt sich der Abbau der Karl-
Marx-Büste an der als Via Triumph-
alis bezeichneten Gedenkstraße für
die Großen der Friedrich-Schiller-
Universität (FSU) zum 25. Mal. Doch
es ist sicher nicht diesem dubiosen
Jubiläum geschuldet, dass nun der
Stadtrat der thüringischen Stadt mit
Zweidrittelmehrheit beschlossen hat,
Gespräche zur Wiederaufstellung
aufzunehmen. Oberbürgermeister
Albrecht Schröter (SPD) ist damit
beauftragt, denn die vom Bildhauer
Will Lammert (1892 bis 1957) im
Jahr 1953 geschaffene Bronze be-
findet sich im Besitz der Hochschu-
le.
Es gab in der Vergangenheit be-

reits mehrere Versuche, sie aus dem
Depot herauszuholen. Aber die jet-
zigen Bemühungen könnten von Er-
folg gekrönt sein. Schließlich plant
die Stadt, sich damit beim Gedenken
zum 200. Geburtstag von Marx im
kommenden Jahr einzureihen. Marx
wurde in Jena am 15. April 1841 »in
absentia« (in Abwesenheit) mit
»summa cum laude« promoviert. Der
Titel seiner Promotionsschrift lautet:
»Differenz der demokritischen und
epikureischen Naturphilosophie«.
Obwohl der Begründer des wissen-
schaftlichen Kommunismus nie in

Jena gewesen ist, ist die Stadt durch
die Promotion auch international mit
seinem Namen verbunden. Andere
Kommunen wie die Marx-Geburts-
stadt Trier in Rheinland-Pfalz wis-
sen längst um den Wert seiner Per-
sönlichkeit. Dort scheut man sich
nicht, etwa Geschenke von Marx-
Freunden aus China entgegen zu
nehmen. Der Plan, an zentraler Stel-
le eine kolossale Marx-Plastik auf-
zustellen, ist ein Zeichen, das weit
über die Stadt Trier hinaus strahlt.
Um die Anziehungskraft des Na-

mens weiß man auch in Jena. Das In-
ternationale Büro der FSU, das sich
um ausländische Studierende küm-
mert, unterhält in Peking seit 2007
eine eigene Zweigstelle. In Broschü-
ren und auf der Webseite wird mit
Marx geworben. Die Chinesen stel-
len inzwischen die größte Gruppe der
ausländischen Studierenden an der
FSU mit insgesamt 400. Marx und
Jena gehören für sie zusammen. »Es
ist immer eine Frage, auch bei Dele-
gationen«, sagt Claudia Hillinger, die
Leiterin des Internationalen Büros.
»Aber ich kenne keinen Studenten,
der nur wegen Marx nach Jena
kommt.«
Georg W. F. Hegel, der seine Uni-

versitätskarriere in Jena begann und
dem Marx als Jung- und Linkshege-
lianer in Berlin anhing, ist für die phi-
losophische Forschung für viele Chi-
nesen auch attraktiv. Altrektor Klaus
Dicke war mehrfach in China unter-
wegs, um wissenschaftlichen Aus-
tausch und Forschungskooperatio-
nen voran zu bringen: »Ich denke
schon, dass Marx eine große Rolle

spielt. Die Chinesen kennen die Ge-
schichte. Sie finden über ihn einen
Zugang zu Fichte und Hegel als seine
Vorläufer.« Neben Geisteswissen-
schaften studieren junge Chinesen in
Jena vor allem naturwissenschaftli-
che Disziplinen wie Biologie oder
Photonik. Ein Studium an der FSU ist
eine gute Eintrittskarte in das aka-
demische Berufsleben im Heimat-
land – vorausgesetzt, die Noten stim-
men.
Den Antrag, die Marx-Büste wie-

der öffentlich zu präsentieren, hat die
LINKE im Stadtrat eingereicht. Spä-
testens seit 2013 das Kommunisti-

sche Manifest und das Kapital (Ers-
ter Band) in die Liste des Weltdoku-
mentenerbes aufgenommen wur-
den, fanden es die Mitglieder der
Stadtratsfraktion an der Zeit, eine
Neubewertung vorzunehmen. Dass
der aktuelle Beschluss jetzt eine so
große Mehrheit fand, empört die
Gegner in der CDU sehr. Auf der
Homepage der Partei ist die Plastik
mit dicken roten Balken durchge-
strichen. Darüber steht: »Keine DDR-
Propaganda im öffentlichen Raum«.
Für die CDU wäre es »schädigend für
den Ruf Jenas als weltoffene und de-
mokratisch gesinnte Stadt«, wenn die
Marx-Büste einen Platz in der guten
Stube der Kommune bekäme.
Weltoffenheit sieht allerdings an-

ders aus,wie nicht nur dasBeispiel von
Trier zeigt. Wuppertal, die Vaterstadt
des Marx-Freundes Friedrich Engels,
baut im Vorfeld von dessen 200. Ge-
burtstag im Jahr 2020 ein neues Be-
sucherzentrum an das historische Ge-
burtshaus. Damit will sie sich mehr als
bisher auf chinesische Touristen ein-
stellen. Fast zehn Millionen Euro sind
dafür eingeplant. Die überlebensgro-
ße Figur des Philosophen, ein vom So-
ckel geholter Engels, schenkte die
Volksrepublik der NRW-Stadt bereits
2014. Sie ist mit fast vier Metern ge-
nauso groß wie eine abstrakte Dar-
stellung des Kampfes von Kapital und
Arbeit von Alfred Hrdlickamit dem Ti-
tel »Die starke Linke«, die sich in der
Nähe befindet. Hier ist ein Dialog zwi-
schen einem kommunistischen Land
und einer westlichen Demokratie of-
fenbar ohne ideologische Aufgeladen-
heit möglich.Marx im FSU-Depot Foto: dpa/Jan-Peter Kasper

Zwischenstation auf dem Weg zu Luther

Gräfenhainichen. Im Jahr 1995 gegründet: Ferropolis, die
»Stadt aus Eisen«, auf einer Halbinsel im heutigen Gremminer
See, dem früheren Tagebau Golpa Nord (Sachsen-Anhalt). An
diesen erinnern mehrere Tagebaugroßgeräte, die der »Stadt«

ihrGesicht geben.Der Festivalort startet in diesemJahr als Park-
und Campingplatz für den Gottesdienst zum Reformationsju-
biläum in die Saison. Dieser findet am 28. Mai auf den Wit-
tenberger Elbwiesen statt, erwartet werden 200 0000 Men-

schen. Wer per Auto anreise, so Ferropolis-Geschäftsführer
Thies Schröder, könne auf dem Ferropolis-Areal parken, von
dort fahren Busse nach Wittenberg. Es gebe 8000 Parkplätze
und einige hundert Camping-Stellplätze. dpa/ndFoto: dpa/Jan Woitas

800 000 Euro Bußgeld gingen an Vereine
Mecklenburg-Vorpommern: OLG Rostock führt eine Liste mit Einrichtungen, die für Zuwendungen in Frage kommen

Schwerin. Gemeinnützige Einrich-
tungen und Vereine in Mecklenburg-
Vorpommern haben 2016 weniger
von verhängten Geldbußen profitiert
als in den Jahren davor. Wie aus Er-
hebungen des Schweriner Justizmi-
nisteriums hervorgeht, ordneten
Staatsanwaltschaften und Gerichte
im Vorjahr zur Abgeltung von Schuld
Zahlungen in Höhe von gut 1,1 Mil-
lionen Euro an. Üblicherweise flie-
ßen etwa zwei Drittel dieser Einnah-

men Vereinen zu, die im Dienste der
Allgemeinheit tätig sind, der Rest der
Staatskasse. Im Jahr 2016 wurden
gemeinnützige Einrichtungen im
Nordosten mit 801 000 Euro unter-
stützt, in den drei Jahren zuvor je-
weils mit mehr als 900 000 Euro.
Bundesweit fließen solchen Vereinen
auf diese Weise alljährlich rund 100
Millionen Euro zu.
Die Höhe der verhängten Geldbu-

ßen hängt vom Prozess ab. In Jahren

mit großen Wirtschafts-Strafverfah-
ren fallen die Strafen dem Verneh-
men nach höher aus. Die Einnahmen
der Staatskasse schwankten in den
vergangenen zehn Jahren in Meck-
lenburg-Vorpommern zwischen
200 000 und knapp 1,9 Millionen Eu-
ro.
Beim Oberlandesgericht Rostock

gibt es eine Liste gemeinnütziger Ein-
richtungen im Land, die für Zuwen-
dungen in Frage kommen. Diese Li-

ste werde nach eingehenden Bewer-
bungen stets aktualisiert, hieß es. Bei
der Auswahl der Empfänger spielten
Tat und Person des Täters meist eine
wichtige Rolle, um den Sühnecha-
rakter zu verdeutlichen.
So wurden nach Angaben von Jus-

tizministerin Katy Hoffmeister (CDU)
im Vorjahr erneut auch mehrere Op-
ferhilfevereine bedacht, darunterQuo
Vadis e.V., der Betroffene häuslicher
Gewalt betreut. dpa/nd

NACHRICHTEN

Ost-Initiative gegen
Unterschiede bei
Pflege-Mindestlohn?
Schwerin. Mecklenburg-Vorpom-
merns Sozialministerin Stefanie
Drese (SPD) will die Unterschiede
bei den Pflege-Mindestlöhnen in
Ost und West nicht hinnehmen,
die nach einer neuen Festlegung
mindestens bis 2020 gelten sol-
len. »Das ist 30 Jahre nach der
Einheit den Menschen im Osten
einfach nicht mehr vermittelbar«,
sagte sie der dpa in Schwerin. »Ich
werde mich mit meinen Sozial-
ministerkolleginnen und -kolle-
gen aus den ostdeutschen Län-
dern beraten, wie wir das Thema
gleicher Pflegemindestlohn am
geeignetsten angehen können.«
Nach einem Beschluss der Pfle-
gekommission des Bundes vor
wenigen Tagen steigt der Min-
destlohn in der Pflege bis 2020 von
bisher 10,20 Euro schrittweise auf
11,35 Euro im Westen und von
9,50 auf 10,85 Euro im Osten. Der
Unterschied zwischen Ost und
West verringert sich lediglich von
70 auf 50 Cent. dpa/nd

Thüringens kleinste
Schule bleibt geschlossen
Beichlingen Thüringens ehemals
kleinste Grundschule im Kreis
Eichsfeld bleibt endgültig ge-
schlossen. »Wir haben das Projekt
aufgegeben«, sagte der Vorsitzen-
de des Trägervereins, Rolf Küster,
der dpa. »Wir haben keinen Leh-
rer gefunden.« An der Schule in
Silkerode wurden zuletzt 15 Kin-
der unterrichtet. Die freie Grund-
schule hatte 2015 nach zwölf Jah-
ren aufgegeben, aber die Option
erhalten, erneut zu öffnen. dpa/nd

Sachsen-Anhalt: Neues
Projekt gegen Wildunfälle
Magdeburg. Sachsen-Anhalt will
die Zahl der Wildunfälle senken.
Nach einem MDR-Bericht will das
Landesinnenministerium akusti-
sche Störsignale an den Bundes-
straßen installieren. Auch durch
blaue Planken an den Pfosten sol-
len die Tiere demnach davon ab-
gehalten werden, auf die Straße zu
laufen. Jörg Kuske vom Innenmi-
nisterium sagte demMDR, dassmit
einem Versuch in den Regionen
Altmark, Börde und Anhalt-Bitter-
feld begonnen werden solle, wahr-
scheinlich 2018. dpa/nd

SPD-Chef:
Rot-Rot-Grün
steht
Landrat fordert Rückzug
aus Thüringer Koalition

Erfurt. Im Streit über die Gebiets-
reform in Thüringen schließt SPD-
Landeschef Andreas Bausewein ei-
nen Rückzug aus der rot-rot-grü-
nen Landesregierung aus. »Wir
werden kurzfristig und auch mit-
telfristig die Regierung nicht ver-
lassen – schon gar nicht wegen der
Gebietsreform«, sagte er am Mon-
tag der dpa. »Alles andere wäre ab-
surd. Das ist unser Projekt.« Seit
mehr als zehn Jahren fordere sei-
ne Partei eine solcheReform. In der
vergangenen schwarz-roten Lan-
desregierung sei die SPD von der
CDU ausgebremst worden. »Wenn
wir jetzt sagen, wir wollen nicht
mehr, machen wir uns unglaub-
würdig«, unterstrich Bausewein.
Der Landrat von Schmalkalden-

Meiningen, Peter Heimrich (SPD),
hatte am Wochenende gefordert,
seine Partei solle sich aus Rot-Rot-
Grün zurückziehen. »Ich möchte,
dass dieses Experiment beendet
wird«, sagte der Vizepräsident des
Thüringischen Landkreistages.
Damit meine er sowohl Rot-Rot-
Grün als auch die Gebietsreform.
Heimrich gehört seit Monaten zu
den schärfsten Kritikern der ge-
planten Reform, die ein Kernpro-
jekt der Landesregierung ist. Ziel
der Reform ist es, größere Land-
kreise und Städte für eine bessere
Leistungsfähigkeit zu schaffen.
Der »Frankfurter Allgemeinen

Zeitung« hatte Heimrich gesagt:
»Diese Koalition zum Platzen zu
bringen, wäre der effektivste und
schnellste Weg, das unsinnige Pro-
jekt zu beenden.« Ihn störe, dass
sich die SPD seiner Ansicht nach
innerhalb der Koalition nicht mit
ihren Vorstellungen durchsetzen
könne, sagte er der dpa. »Sie wird
vom Bodo Ramelow und seinen
Mannen am Ring durch die Ma-
nege geführt.«
»Peter Heimrich würde gut da-

ran tun, sich konstruktiv in den
Prozess der Gebietsreform einzu-
bringen«, betonte Bausewein. Das
Ausbluten von Landstrichen be-
treffe auch den Kreis des SPD-
Landrats. »Da kann ich mich nicht
hinstellen und sagen: Alles ist
schön, wie es ist.« Bausewein stell-

te sich zugleich hinter Innenmi-
nister Holger Poppenhäger (SPD):
»Er macht bisher einen guten Job.
Es war uns völlig klar, dass wir bei
der Gebietsreform nicht mit Rosen
beworfen werden.«
Am Dienstag will das rot-rot-

grüne Kabinett erstmals über die
neue Kreisstruktur beraten. Am
Mittag will sich Poppenhäger da-
zu äußern. Vor der Staatskanzlei
sind Proteste geplant.
Unterdessen pochen die Thü-

ringer LINKEN auf einen Aus-
gleich für Städte, die im Zuge der
Gebietsreform ihren Status als
Kreisstadt verlieren. Das Innenmi-
nisterium müsse solche Maßnah-
men benennen, hatte die Landes-
vorsitzende Susanne Hennig-
Wellsow nach einer Sitzung des
Parteivorstands am Wochenende
gesagt. Zudem deutete sie an, dass
aus Sicht ihrer Partei bei der Aus-
wahl der künftigen Kreissitze noch
nicht das letzte Wort gesprochen
ist. »Wir müssen ein Gesetz vorle-
gen, das im Landtag zustim-
mungsfähig ist.«
Die LINKEN-Spitze sprach sich

dafür aus, dass es »nachvollzieh-
bare und transparente einheitli-
che Kriterien« geben müsse, wes-
halb eine Stadt den Kreisstatus
zugesprochen bekommt und eine
andere nicht. Innenminister Hol-
ger Poppenhäger (SPD) hatte in
der vergangenen Woche erstmals
die Städte genannt, die Sitz der
Landratsämter in den künftig acht
statt 17 Kreisen sein sollen. Ein
Kriterium könne etwa die Zahl
der Einwohner sein, erklärte
Hennig-Wellsow. dpa/nd

Die LINKE will einen
Ausgleich für Städte,
die ihren Status als
Kreisstadt verlieren.
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Im kommenden Jahr sind vielerorts
Aktivitäten zum200. Geburtstag von
Karl Marx geplant. Das thüringische
Jena, wo Marx 1841 »in absentia«
promoviert wurde, will sich einrei-
hen. Auch wegen der Chinesen.

Von Doris Weilandt, Jena

Gerade jährt sich der Abbau der Karl-
Marx-Büste an der als Via Triumph-
alis bezeichneten Gedenkstraße für
die Großen der Friedrich-Schiller-
Universität (FSU) zum 25. Mal. Doch
es ist sicher nicht diesem dubiosen
Jubiläum geschuldet, dass nun der
Stadtrat der thüringischen Stadt mit
Zweidrittelmehrheit beschlossen hat,
Gespräche zur Wiederaufstellung
aufzunehmen. Oberbürgermeister
Albrecht Schröter (SPD) ist damit
beauftragt, denn die vom Bildhauer
Will Lammert (1892 bis 1957) im
Jahr 1953 geschaffene Bronze be-
findet sich im Besitz der Hochschu-
le.
Es gab in der Vergangenheit be-

reits mehrere Versuche, sie aus dem
Depot herauszuholen. Aber die jet-
zigen Bemühungen könnten von Er-
folg gekrönt sein. Schließlich plant
die Stadt, sich damit beim Gedenken
zum 200. Geburtstag von Marx im
kommenden Jahr einzureihen. Marx
wurde in Jena am 15. April 1841 »in
absentia« (in Abwesenheit) mit
»summa cum laude« promoviert. Der
Titel seiner Promotionsschrift lautet:
»Differenz der demokritischen und
epikureischen Naturphilosophie«.
Obwohl der Begründer des wissen-
schaftlichen Kommunismus nie in

Jena gewesen ist, ist die Stadt durch
die Promotion auch international mit
seinem Namen verbunden. Andere
Kommunen wie die Marx-Geburts-
stadt Trier in Rheinland-Pfalz wis-
sen längst um den Wert seiner Per-
sönlichkeit. Dort scheut man sich
nicht, etwa Geschenke von Marx-
Freunden aus China entgegen zu
nehmen. Der Plan, an zentraler Stel-
le eine kolossale Marx-Plastik auf-
zustellen, ist ein Zeichen, das weit
über die Stadt Trier hinaus strahlt.
Um die Anziehungskraft des Na-

mens weiß man auch in Jena. Das In-
ternationale Büro der FSU, das sich
um ausländische Studierende küm-
mert, unterhält in Peking seit 2007
eine eigene Zweigstelle. In Broschü-
ren und auf der Webseite wird mit
Marx geworben. Die Chinesen stel-
len inzwischen die größte Gruppe der
ausländischen Studierenden an der
FSU mit insgesamt 400. Marx und
Jena gehören für sie zusammen. »Es
ist immer eine Frage, auch bei Dele-
gationen«, sagt Claudia Hillinger, die
Leiterin des Internationalen Büros.
»Aber ich kenne keinen Studenten,
der nur wegen Marx nach Jena
kommt.«
Georg W. F. Hegel, der seine Uni-

versitätskarriere in Jena begann und
dem Marx als Jung- und Linkshege-
lianer in Berlin anhing, ist für die phi-
losophische Forschung für viele Chi-
nesen auch attraktiv. Altrektor Klaus
Dicke war mehrfach in China unter-
wegs, um wissenschaftlichen Aus-
tausch und Forschungskooperatio-
nen voran zu bringen: »Ich denke
schon, dass Marx eine große Rolle

spielt. Die Chinesen kennen die Ge-
schichte. Sie finden über ihn einen
Zugang zu Fichte und Hegel als seine
Vorläufer.« Neben Geisteswissen-
schaften studieren junge Chinesen in
Jena vor allem naturwissenschaftli-
che Disziplinen wie Biologie oder
Photonik. Ein Studium an der FSU ist
eine gute Eintrittskarte in das aka-
demische Berufsleben im Heimat-
land – vorausgesetzt, die Noten stim-
men.
Den Antrag, die Marx-Büste wie-

der öffentlich zu präsentieren, hat die
LINKE im Stadtrat eingereicht. Spä-
testens seit 2013 das Kommunisti-

sche Manifest und das Kapital (Ers-
ter Band) in die Liste des Weltdoku-
mentenerbes aufgenommen wur-
den, fanden es die Mitglieder der
Stadtratsfraktion an der Zeit, eine
Neubewertung vorzunehmen. Dass
der aktuelle Beschluss jetzt eine so
große Mehrheit fand, empört die
Gegner in der CDU sehr. Auf der
Homepage der Partei ist die Plastik
mit dicken roten Balken durchge-
strichen. Darüber steht: »Keine DDR-
Propaganda im öffentlichen Raum«.
Für die CDU wäre es »schädigend für
den Ruf Jenas als weltoffene und de-
mokratisch gesinnte Stadt«, wenn die
Marx-Büste einen Platz in der guten
Stube der Kommune bekäme.
Weltoffenheit sieht allerdings an-

ders aus,wie nicht nur dasBeispiel von
Trier zeigt. Wuppertal, die Vaterstadt
des Marx-Freundes Friedrich Engels,
baut im Vorfeld von dessen 200. Ge-
burtstag im Jahr 2020 ein neues Be-
sucherzentrum an das historische Ge-
burtshaus. Damit will sie sich mehr als
bisher auf chinesische Touristen ein-
stellen. Fast zehn Millionen Euro sind
dafür eingeplant. Die überlebensgro-
ße Figur des Philosophen, ein vom So-
ckel geholter Engels, schenkte die
Volksrepublik der NRW-Stadt bereits
2014. Sie ist mit fast vier Metern ge-
nauso groß wie eine abstrakte Dar-
stellung des Kampfes von Kapital und
Arbeit von Alfred Hrdlickamit dem Ti-
tel »Die starke Linke«, die sich in der
Nähe befindet. Hier ist ein Dialog zwi-
schen einem kommunistischen Land
und einer westlichen Demokratie of-
fenbar ohne ideologische Aufgeladen-
heit möglich.Marx im FSU-Depot Foto: dpa/Jan-Peter Kasper
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im Vorjahr zur Abgeltung von Schuld
Zahlungen in Höhe von gut 1,1 Mil-
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ste werde nach eingehenden Bewer-
bungen stets aktualisiert, hieß es. Bei
der Auswahl der Empfänger spielten
Tat und Person des Täters meist eine
wichtige Rolle, um den Sühnecha-
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So wurden nach Angaben von Jus-
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bei den Pflege-Mindestlöhnen in
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die nach einer neuen Festlegung
mindestens bis 2020 gelten sol-
len. »Das ist 30 Jahre nach der
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dern beraten, wie wir das Thema
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bisher 10,20 Euro schrittweise auf
11,35 Euro im Westen und von
9,50 auf 10,85 Euro im Osten. Der
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aufgegeben«, sagte der Vorsitzen-
de des Trägervereins, Rolf Küster,
der dpa. »Wir haben keinen Leh-
rer gefunden.« An der Schule in
Silkerode wurden zuletzt 15 Kin-
der unterrichtet. Die freie Grund-
schule hatte 2015 nach zwölf Jah-
ren aufgegeben, aber die Option
erhalten, erneut zu öffnen. dpa/nd

Sachsen-Anhalt: Neues
Projekt gegen Wildunfälle
Magdeburg. Sachsen-Anhalt will
die Zahl der Wildunfälle senken.
Nach einem MDR-Bericht will das
Landesinnenministerium akusti-
sche Störsignale an den Bundes-
straßen installieren. Auch durch
blaue Planken an den Pfosten sol-
len die Tiere demnach davon ab-
gehalten werden, auf die Straße zu
laufen. Jörg Kuske vom Innenmi-
nisterium sagte demMDR, dassmit
einem Versuch in den Regionen
Altmark, Börde und Anhalt-Bitter-
feld begonnen werden solle, wahr-
scheinlich 2018. dpa/nd

SPD-Chef:
Rot-Rot-Grün
steht
Landrat fordert Rückzug
aus Thüringer Koalition

Erfurt. Im Streit über die Gebiets-
reform in Thüringen schließt SPD-
Landeschef Andreas Bausewein ei-
nen Rückzug aus der rot-rot-grü-
nen Landesregierung aus. »Wir
werden kurzfristig und auch mit-
telfristig die Regierung nicht ver-
lassen – schon gar nicht wegen der
Gebietsreform«, sagte er am Mon-
tag der dpa. »Alles andere wäre ab-
surd. Das ist unser Projekt.« Seit
mehr als zehn Jahren fordere sei-
ne Partei eine solcheReform. In der
vergangenen schwarz-roten Lan-
desregierung sei die SPD von der
CDU ausgebremst worden. »Wenn
wir jetzt sagen, wir wollen nicht
mehr, machen wir uns unglaub-
würdig«, unterstrich Bausewein.
Der Landrat von Schmalkalden-

Meiningen, Peter Heimrich (SPD),
hatte am Wochenende gefordert,
seine Partei solle sich aus Rot-Rot-
Grün zurückziehen. »Ich möchte,
dass dieses Experiment beendet
wird«, sagte der Vizepräsident des
Thüringischen Landkreistages.
Damit meine er sowohl Rot-Rot-
Grün als auch die Gebietsreform.
Heimrich gehört seit Monaten zu
den schärfsten Kritikern der ge-
planten Reform, die ein Kernpro-
jekt der Landesregierung ist. Ziel
der Reform ist es, größere Land-
kreise und Städte für eine bessere
Leistungsfähigkeit zu schaffen.
Der »Frankfurter Allgemeinen

Zeitung« hatte Heimrich gesagt:
»Diese Koalition zum Platzen zu
bringen, wäre der effektivste und
schnellste Weg, das unsinnige Pro-
jekt zu beenden.« Ihn störe, dass
sich die SPD seiner Ansicht nach
innerhalb der Koalition nicht mit
ihren Vorstellungen durchsetzen
könne, sagte er der dpa. »Sie wird
vom Bodo Ramelow und seinen
Mannen am Ring durch die Ma-
nege geführt.«
»Peter Heimrich würde gut da-

ran tun, sich konstruktiv in den
Prozess der Gebietsreform einzu-
bringen«, betonte Bausewein. Das
Ausbluten von Landstrichen be-
treffe auch den Kreis des SPD-
Landrats. »Da kann ich mich nicht
hinstellen und sagen: Alles ist
schön, wie es ist.« Bausewein stell-

te sich zugleich hinter Innenmi-
nister Holger Poppenhäger (SPD):
»Er macht bisher einen guten Job.
Es war uns völlig klar, dass wir bei
der Gebietsreform nicht mit Rosen
beworfen werden.«
Am Dienstag will das rot-rot-

grüne Kabinett erstmals über die
neue Kreisstruktur beraten. Am
Mittag will sich Poppenhäger da-
zu äußern. Vor der Staatskanzlei
sind Proteste geplant.
Unterdessen pochen die Thü-

ringer LINKEN auf einen Aus-
gleich für Städte, die im Zuge der
Gebietsreform ihren Status als
Kreisstadt verlieren. Das Innenmi-
nisterium müsse solche Maßnah-
men benennen, hatte die Landes-
vorsitzende Susanne Hennig-
Wellsow nach einer Sitzung des
Parteivorstands am Wochenende
gesagt. Zudem deutete sie an, dass
aus Sicht ihrer Partei bei der Aus-
wahl der künftigen Kreissitze noch
nicht das letzte Wort gesprochen
ist. »Wir müssen ein Gesetz vorle-
gen, das im Landtag zustim-
mungsfähig ist.«
Die LINKEN-Spitze sprach sich

dafür aus, dass es »nachvollzieh-
bare und transparente einheitli-
che Kriterien« geben müsse, wes-
halb eine Stadt den Kreisstatus
zugesprochen bekommt und eine
andere nicht. Innenminister Hol-
ger Poppenhäger (SPD) hatte in
der vergangenen Woche erstmals
die Städte genannt, die Sitz der
Landratsämter in den künftig acht
statt 17 Kreisen sein sollen. Ein
Kriterium könne etwa die Zahl
der Einwohner sein, erklärte
Hennig-Wellsow. dpa/nd

Die LINKE will einen
Ausgleich für Städte,
die ihren Status als
Kreisstadt verlieren.


